
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Uwe Kekeritz, Ottmar von Holtz,
Claudia Roth (Augsburg), weiterer Abgeordneter und der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
– Drucksache 19/19764 –

Umsetzung und Auswirkung der Strukturreform „BMZ 2030“ besonders im
Hinblick auf die Themen und Länderliste der deutschen Entwicklungs-
zusammenarbeit

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Mit der sogenannten Strukturreform „BMZ 2030“ will der Bundesminister für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung Dr. Gerd Müller die deut-
sche Entwicklungspolitik neu aufstellen (http://www.bmz.de/de/zentrales_do
wnloadarchiv/Presse/BMZ-2030_Reformkonzept_200514.pdf). Die Reform 
beinhaltet unter anderem eine neue Liste der Partnerländer der deutschen Ent-
wicklungszusammenarbeit (EZ), Veränderungen in der Titelstruktur des BMZ-
Haushaltes (BMZ = Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung) sowie eine neue thematische Aufstellung der deutschen EZ. 
Derzeit ist Deutschland in der staatlichen bilateralen EZ in über 85 Ländern 
aktiv, zumeist über die Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) 
oder die Entwicklungsbank der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW). Mit 25 
Partnerländern soll diese Form der staatlichen EZ nun beendet werden. Es 
bleiben künftig 60 Länder, davon 42 Reform- und bilaterale Partnerländer, 
acht Globale – und zehn Friedenspartnerschaften. Das heißt, die Bundesregie-
rung beendet die EZ mit fast jedem dritten Land.

Deutschland hat sich als EZ-Geber im Zuge der OECD-DAC- (Entwicklungs-
ausschuss der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung) und VN-Agenden (VN = Vereinte Nationen) zur Wirksamkeit von Ent-
wicklung unter anderem dazu verpflichtet, die Arbeit in Partnerländern durch 
internationale Arbeitsteilung mit anderen Gebern zu koordinieren und die An-
zahl der Partnerländer der deutschen EZ zu reduzieren sowie die EZ insgesamt 
wirkungsorientierter auszugestalten. Dies wird regelmäßig durch eine unab-
hängige Überprüfung, den OECD DAC Peer Review (https://www.oecd-ilibra
ry.org/docserver/9789264246157-de.pdf?expires=1589997408&id=id&accna
me=ocid177634&checksum=F3D1B02ACDB8A5CA607EB7F362AD
B7AB), der als nächstes wieder im Herbst 2020 ansteht, kontrolliert.

Regelmäßig bescheinigen die OECD-DAC-Prüfberichte der Bundesregierung 
deutlichen Nachholbedarf bei Kernthemen der deutschen Entwicklungspolitik 
wie der Wirkungsorientierung und der Politikkohärenz für nachhaltige Ent-
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wicklung sowie bei der Erreichung des 0,7-Prozent-Ziels des Bruttonationa-
leinkommens für Öffentliche Entwicklungszusammenarbeit (ODA), den öf-
fentlichen Ausgaben für EZ. Weitere Selbstverpflichtungen der deutschen EZ 
sind die gemeinsame Programmierung von Entwicklungsgeldern, z. B. durch 
EU joint programming sowie programmbasierte multilaterale Ansätze wie 
Budgethilfen. Diese sanken über die Jahre zugunsten bilateraler Ansätze im 
Haushalt des BMZ ab.

Inwieweit das neue Konzept „BMZ 2030“ wesentlich zu diesen strukturellen 
Reformbedarfen der deutschen EZ und vor allem zu mehr Wirksamkeit von 
Entwicklung beitragen wird, bleibt nach Auffassung der Fragesteller offen. 
Aus dem Reformprozess ergibt sich darüber hinaus eine Vielzahl von offenen 
Fragen.

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Mit dem Reformprozess „BMZ 2030“ hat das Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) ein umfassendes struktu-
relles Konzept vorgelegt, um die Maßnahmen und Mittel der deutschen Ent-
wicklungszusammenarbeit noch strategischer, wirksamer und effizienter einzu-
setzen. Dies wird insbesondere durch eine Fokussierung und Neuausrichtung 
der bilateralen staatlichen Entwicklungszusammenarbeit (EZ) mit unseren Part-
nerländern erreicht. Diese Fokussierung geht u. a. mit einer thematischen Straf-
fung der Portfolios in den Partnerländern einher, bedeutet aber auch, dass die 
bilaterale staatliche EZ mit einigen Partnerländern auslaufen wird. Dazu zählt 
eine Reihe von Ländern, in denen das BMZ auch bislang nur in geringem Um-
fang tätig bzw. nur noch regional tätig war. In Ländern, mit denen das BMZ zu-
künftig nicht mehr bilateral staatlich zusammenarbeitet, bleibt die Bundesregie-
rung entweder über andere Ressorts, über die Arbeit der Kirchen und der Zivil-
gesellschaft und/oder die EU und multilaterale Institutionen engagiert und för-
dert Investitionen der Privatwirtschaft.
BMZ 2030 bezieht sich auf das bilaterale staatliche Engagement des BMZ. Die 
Zusammenarbeit mit anderen Ressorts oder der Zivilgesellschaft sowie die Un-
terstützung von Menschen, die von Hunger und Not bedroht sind, sind davon 
nicht berührt. Die Reformschritte wurden in einem umfassenden BMZ-internen 
Prozess erarbeitet. Im Laufe des Reformprozesses wurde auch die Expertise 
u. a. von Wissenschaft, Zivilgesellschaft, Durchführungsorganisationen und an-
deren Gebern einbezogen. Die BMZ 2030-Reformen werden nun im Rahmen 
eines strukturierten Prozesses Schritt für Schritt umgesetzt. Einige Fragen kön-
nen daher zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht abschließend beantwortet werden.

 1. Inwiefern spiegelt die neue Länderliste der deutschen Entwicklungszu-
sammenarbeit das Prinzip der Partnerorientierung der deutschen Ent-
wicklungspolitik wider, und in welcher Form wurde diese Liste mit den 
Partnern erstellt?

Partnerorientierung ist ein zentrales Prinzip der deutschen Entwicklungspolitik, 
das sich beispielsweise im regelmäßigen und kontinuierlichen Dialog mit der 
jeweiligen Partnerregierung und in gemeinsam vereinbarten Zielsetzungen der 
Zusammenarbeit widerspiegelt. Die Ergebnisse dieses Dialogs waren eine 
wichtige Grundlage für die Entscheidung über die Liste der Partnerländer. In 
die Entscheidung des BMZ über die Liste der Partnerländer für die EZ waren 
die Partner nicht einbezogen.
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 2. Welche Rolle spielt die Kolonialgeschichte Deutschlands bei der Aus-
wahl der Partnerländer und der Auswahl der Themenschwerpunkte?

Ein Kriterium bei der Auswahl der bilateralen Partnerländer waren unter ande-
rem die historischen Bindungen der Bundesrepublik Deutschland zum jeweili-
gen Land. Bei der Auswahl der jeweiligen Themenschwerpunkte im Partner-
land spielt die Kolonialgeschichte Deutschlands keine Rolle. Die Themen-
schwerpunkte werden zusammen mit dem Partner festgelegt.

 3. Inwieweit, und zu welchem Zeitpunkt wurden die Partnerländer, die aus 
der bilateralen Zusammenarbeit herausfallen, vor Festlegung der neuen 
Länderliste konsultiert (bitte nach dem Land, Zeitpunkt und Konsultati-
onsrahmen auflisten)?

Es wird auf die Antwort zu Frage 1 verwiesen.

 4. Wann, und wie wurden die jeweiligen Partnerländer darüber informiert, 
dass sie aus der bilateralen Zusammenarbeit herausgefallen sind (bitte 
nach Land, Zeitpunkt und Kommunikationsweg auflisten)?

Die Information der Partnerländer über die Entscheidung der Bundesregierung 
zum Auslaufen der deutschen bilateralen staatlichen EZ erfolgte durch das Aus-
wärtige Amt und/oder das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung über die deutschen Botschaften im Partnerland bzw. die 
jeweiligen Botschaften in Deutschland.

Land Kommunikationsweg Zeitpunkt
Armenien Mündlich und schriftlich. April/Mai 2020
Aserbaidschan Mündlich Juni 2020
Bolivien Mündlich und schriftlich. März/Mai 2020
Burundi Mündlich und schriftlich. Mai/Juni 2020
Guatemala Mündlich und schriftlich. Mai/Juni 2020
Guinea Mündlich und schriftlich. Mai 2020
Haiti Mündlich und schriftlich. Mai 2020
Honduras Mündlich und schriftlich. Mai/Juni2020
Kirgisistan Mündlich und schriftlich. Mai 2020
Kuba Mündlich und schriftlich. Mai 2020
Laos Mündlich und schriftlich. Mai 2020
Liberia Mündlich und schriftlich. Mai 2020
Mongolei Mündlich und schriftlich. Mai 2020
Myanmar Mündlich und schriftlich. Mai 2020
Nepal Mündlich und schriftlich. März/Mai 2020
Paraguay Mündlich und schriftlich. Mai 2020
Philippinen Mündlich und schriftlich. Mai 2020
Sierra Leone Mündlich und schriftlich. Mai 2020
Sri Lanka Mündlich und schriftlich. März/Mai 2020
Tadschikistan Mündlich und schriftlich. Mai 2020
Timor-Leste Mündlich und schriftlich. Mai 2020

Da die bilaterale Zusammenarbeit mit Costa Rica, Dominikanische Republik, 
El Salvador, Kasachstan, Nicaragua und Turkmenistan bereits zuvor ausgelau-
fen war bzw. keine Neuzusagen vorgesehen waren, erfolgte in diesen Fällen 
keine erneute Information.
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 5. Mit welchen Bundesministerien und wann wurde innerhalb der Bundes-
regierung die neue Liste der bilateralen Partnerländer abgestimmt?

Vor der Entscheidung des BMZ über die Länderliste gab es einen Austausch 
mit dem Bundeskanzleramt und Auswärtigen Amt, das BMZ traf und verant-
wortete seine Entscheidung im Rahmen des Ressortprinzips.

a) Wie passt die neue Lateinamerika-und-Karibik-Initiative des Auswär-
tigen Amts zur neuen Länderliste des Bundesministeriums für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ), und inwiefern 
wurde diese bei der Erstellung der neuen Länderliste berücksichtigt?

Das BMZ bleibt weiterhin in zahlreichen Ländern Lateinamerikas und der Ka-
ribik sowie regional mit der bilateralen EZ aktiv. Im Übrigen wird auf die Vor-
bemerkungen der Bundesregierung bei der Antwort zu der Kleinen Anfrage der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Bundestagsdrucksache Bundestagsdruck-
sache Nr.: 19/17176 verwiesen.

b) Inwiefern spiegelt sich das Engagement der Bundesregierung in der 
Sahel-Region bei der Erstellung der neuen Länderliste wider?

Das BMZ arbeitet weiterhin mit allen G5-Sahel-Staaten zusammen: mit Maure-
tanien, Mali, Burkina Faso und Niger als „bilaterale Partner“ und mit Tschad 
als „Nexus- und Friedenspartner“. Darüber hinaus zählen zu den Partnerländern 
des BMZ auch Sahel-Anrainerstaaten.

c) Inwieweit entspricht die Bundesregierung mit ihrem Vorgehen damit 
der OECD-DAC-Peer-Review-Kommentierung „ein ressortübergreif-
ender Ansatz bei der Ausarbeitung von Länderstrategien würde eine 
stärkere Kohärenz und die Nutzung von Synergien zwischen verschie-
denen deutschen Akteuren ermöglichen“?

Die Bundesregierung ist bestrebt, Kohärenz und Synergien bei der Zusammen-
arbeit deutscher Akteure zu nutzen und zu stärken. Für fragile Länder hat die 
Bundesregierung die Leitlinien „Krisen verhindern, Konflikte bewältigen, Frie-
den fördern“ (2017) entwickelt und daraus einen Praxisleitfaden zur Ressortzu-
sammenarbeit in Krisenkontexten erstellt. Zusätzlich haben AA und BMZ im 
Jahr 2019 das Konzept zur gemeinsamen Analyse und abgestimmten Planung 
(GAAP-Konzept) vereinbart. In diesen Dokumenten sind die Verfahren für die 
Entwicklung ressortgemeinsamer strategischer Ausrichtungen in fragilen Län-
dern dargelegt. Über fragile Länder hinaus soll im Zuge der weiteren Umset-
zung von BMZ 2030 das Instrument der BMZ-Länderstrategien weiterentwi-
ckelt werden. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 29 verwiesen.

 6. Inwieweit, und wann hat sich die Bundesregierung mit der internationa-
len Gebergemeinschaft und nichtstaatlichen Partnern bezüglich des 
Rückzugs aus der bilateralen Zusammenarbeit mit den besagten Ländern 
abgesprochen?

In Ländern, mit denen das BMZ zukünftig nicht mehr bilateral staatlich zusam-
menarbeitet, werden durch die deutschen Botschaften und durch das BMZ Ge-
spräche zur Identifikation geeigneter Anknüpfungspunkte für das Engagement 
der Zivilgesellschaft und anderer Geber in den jeweiligen Ländern geführt. Im 
Übrigen wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen.
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a) Inwieweit, und wenn ja, welche konkreten Vereinbarungen wurden zu 
einzelnen Partnerländern mit anderen Gebern getroffen, um z. B. Pro-
gramme fortzuführen, die aus Gründen der Nachhaltigkeit ggf. noch 
eine weitere Förderphase bräuchten (bitte nach Partnerland, Vereinba-
rung und Geber auflisten)?

Die Gespräche mit anderen Gebern dauern noch an.

b) Inwieweit, und wenn ja, welche konkreten Vereinbarungen wurden zu 
einzelnen Partnerländern mit Partnern der nichtstaatlichen Zusammen-
arbeit getroffen, um z. B. Programme fortzuführen, die aus Gründen 
der Nachhaltigkeit ggf. noch eine weitere Förderphase bräuchten (bitte 
nach Partnerland, Vereinbarung und nichtstaatlichen Partnern auflis-
ten)?

Die Gespräche mit Partnern der nicht-staatlichen Zusammenarbeit dauern noch 
an.

c) Wurden auch die sogenannten Neuen Geber wie beispielsweise China 
mit einbezogen, und wenn ja, in welcher Form?

Nein.

d) Wie gestaltet sich die Abstimmung mit anderen Gebern auf EU-Ebene 
bezüglich der neuen Länderliste?

Wo findet zugleich ein stärkeres Engagement für EU joint Programm-
ing statt?

Die Abstimmung mit anderen EU-Gebern findet auf Länderebene statt. Joint 
Programming wird unabhängig von der Anzahl der EU-Staaten, die sich in ei-
nem Kooperationsland engagiert, umgesetzt. Deutschland unterstützt grund-
sätzlich eine systematische Umsetzung von Joint Programming und beteiligt 
sich in den Kooperationsländern der deutschen bilateralen staatlichen EZ daran 
aktiv. Im Übrigen wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen.

e) Inwieweit wurden bei Abstimmungen mit der Gebergemeinschaft die 
Aspekte berücksichtigt, einerseits möglichst Länder, die bereits sehr 
stark von internationalen Gebern berücksichtigt sind, sogenannte aid 
darlings, künftig weniger zu fördern und andererseits sogenannte aid 
orphans, also Hilfswaisen, künftig verstärkt zu fördern, um Ungleich-
heiten nicht noch zu verschärfen?

Ein Kriterium für die Auswahl der bilateralen Partnerländer war die Signifikanz 
des deutschen Engagements im Vergleich zum Engagement anderer Geber im 
jeweiligen Land. Grundlage hierfür waren öffentlich zugängliche Daten des 
Entwicklungsausschusses (DAC) der OECD (http://www.oecd.org/developmen
t/financing-sustainable-development/development-finance-data/aid-at-a-glanc
e.htm; Daten nach Empfängerland abrufbar).

f) Inwiefern und mit welchen konkreten Schritten plant oder sieht die 
Bundesregierung die OECD-DAC-Peer-Review-Empfehlung von 
2015 Nummer 5.2 „Deutschland muss – in enger Zusammenarbeit mit 
anderen Entwicklungspartnern – Möglichkeiten identifizieren, um sei-
ne Nutzung von Systemen der Partnerländer nach und nach auszubau-
en“ umgesetzt?

Deutschland erhöht sukzessive die Nutzung der Systeme der Partnerländer in 
Entwicklungsvorhaben. Die Entscheidung über die Nutzung der Partnersysteme 
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erfolgt in jedem Einzelfall unter Bewertung und Berücksichtigung der jeweili-
gen treuhänderischen Risiken.
Die Nutzung von Ergebnisrahmen und Systemen der Partnerländer wird regel-
mäßig vom globalen Monitoring der Global Partnership for Effective Develop-
ment Cooperation (GPEDC) überprüft. Deutschland hat sich dort zuletzt 2018 
beim Indikator: „EZ ist an den Prioritäten der Partnerländer ausgerichtet und 
nutzt ländereigene Results Frameworks“ gegenüber 2016 verbessert und liegt 
bereits über dem Durchschnitt (http://dashboard.effectivecooperation.org/vi
ewer).

 7. Was genau bedeutet die Veränderung hin zu einer reinen multilateralen 
europäischen und nichtstaatlichen Zusammenarbeit für die Länder, die 
aus der bilateralen EZ rausfallen?

a) Wie genau soll die multilaterale europäische und nichtstaatliche Zu-
sammenarbeit die wegfallende bilaterale EZ in ehemaligen bilatera-
len Partnerländern kompensieren?

b) Welche Qualität und Quantität hat diese Kooperation?

c) Ist die Zusammenarbeit dann sektorspezifisch?

Die Fragen 7, 7a, 7b und 7c werden gemeinsam beantwortet.
Die Qualität und Quantität sowie die thematische Ausrichtung dieser Zusam-
menarbeit richtet sich nach den Modalitäten und dem Umfang des Engage-
ments des jeweiligen Akteurs.
Im Übrigen wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen.

d) Welchen Einfluss hat die Bundesregierung auf die Ausgestaltung der 
multilateralen EZ in den vormals bilateralen Partnerländern?

Inwiefern und mit welchen konkreten Maßnahmen und Mitteln (perso-
nell, technisch, finanziell) plant die Bundesregierung, sich verstärkt in 
welchen multilateralen Gremien und Foren zu engagieren, um ihren 
Einfluss der Mitgestaltung multilateraler EZ zu erweitern?

Die Bundesregierung wirkt mit an der Ausgestaltung der multilateralen EZ in 
den Partnerländern durch den engen Austausch mit multilateralen Akteuren vor 
Ort, die Kommentierung von Länderprogrammen multilateraler Organisationen 
sowie die Abstimmung darüber in den Steuerungsgremien der multilateralen 
Organisationen. In Ländern, mit denen das BMZ zukünftig nicht mehr bilateral 
staatlich zusammenarbeitet, sollen geeignete Anknüpfungspunkte für das Enga-
gement multilateraler Organisationen identifiziert werden.

e) Welche Überlegungen haben dazu geführt, die multilaterale Zusam-
menarbeit nicht zum integralen Bestandteil des Reformkonzepts 
„BMZ 2030“ zu machen?

BMZ 2030 bettet sich in Deutschlands internationale Verpflichtungen wie die 
Agenda 2030 und das Pariser Klimaabkommen ein. Eine der drei zentralen 
Handlungsebenen der deutschen Entwicklungspolitik ist die internationale Zu-
sammenarbeit mit multilateralen und europäischen Akteuren, die mit BMZ 
2030 gestärkt werden soll.
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 8. Inwieweit hat die Bundesregierung im Vorfeld Analysen etwa zur Anzahl 
der Geber und internationalen Zusagen pro Land gemacht, und mit wel-
chem Ergebnis (bitte pro Land und Analyseergebnis auflisten)?

Die Bundesregierung hat auf Grundlage öffentlich zugänglicher Statistiken u. a. 
von OECD DAC, Vereinten Nationen und Weltbank eine Reihe von Analysen 
erstellt. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 10a verwiesen.

 9. Inwieweit wurden die Expertise der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
deutschen Entwicklungszusammenarbeit in den Außenstrukturen und 
den Durchführungsorganisationen sowie die Expertise aus der Wissen-
schaft und Zivilgesellschaft vor Festlegung der neuen Länderliste kon-
sultiert (bitte nach Land, Zeitpunkt, Akteur und Konsultationsrahmen 
auflisten)?

Es fanden Veranstaltungen mit Vertretern der GIZ, der KfW und den WZ-
Referentinnen und -Referenten statt, bei denen sie sich zu den BMZ 2030-
Reformüberlegungen einbringen konnten. Im Übrigen wird auf die Vorbemer-
kung der Bundesregierung verwiesen.

10. Wie starr ist die Anzahl der Länder in der derzeitigen Länderliste?

Die Fragen 10, 10b und 10d werden gemeinsam beantwortet.
Die Anzahl der Partnerländer in den Länderkategorien der bilateralen und glo-
balen Partner ist auf insgesamt 50 Länder festgelegt. In der Länderkategorie der 
Nexus- und Friedenspartner wurden 10 Länder ausgewählt. Die Länderauswahl 
und -zuordnung zu den einzelnen Länderkategorien soll regelmäßig überprüft 
und ggf. angepasst werden.

a) Über welche konkreten Verfahren werden die verschiedenen „objekti-
ven Kriterien“ in der Entscheidung für eine Aufnahme in die bilaterale 
Zusammenarbeit gemessen und schließlich miteinander gewichtet?

Die Auswahl der bilateralen Partner erfolgte in einem zweistufigen Verfahren 
unter Anwendung von technischen und strategischen Kriterien: Im Rahmen der 
technischen Betrachtung wurde die DAC-Länderliste aufgrund von globalen In-
dizes nach den Kriterien „Regierungsführung und Menschenrechte“, „Signifi-
kanz des deutschen Engagements“ (u. a. im Vergleich zum Engagement anderer 
Geber) sowie „Bedürftigkeit“ (Human-Development-Index) geordnet. Anhand 
strategischer Kriterien (historische Bindung, geopolitisches Interesse, Reform-
orientierung und Qualität der Zusammenarbeit, sowie uni-, bi- oder multilatera-
le Verpflichtungen) wurde eine weitere, qualitative Bewertung der DAC-
Länderliste vorgenommen.

b) In welchen zeitlichen Abständen und durch wen werden die Länder, 
mit denen eine bilaterale Zusammenarbeit stattfindet, anhand der Kri-
terienliste überprüft, und welcher Ablauf ist für den Fall vorgesehen, 
dass die Kriterien nicht mehr auf ein Land, mit dem bilaterale Zusam-
menarbeit stattfindet, zutreffen?

c) Was passiert, wenn ein Partnerland nicht mehr zu den Kriterien der 
Zusammenarbeit passt?

Es wird auf die Antworten zu Frage 10 und Frage 18 verwiesen.
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d) In welchen zeitlichen Abständen und durch wen werden die Länder, 
mit denen keine bilaterale Zusammenarbeit stattfindet, überprüft, bzw. 
wie können diese eine Überprüfung anhand der Kriterienliste anregen, 
und welcher Ablauf ist für den Fall vorgesehen, dass ein solches Land 
den Kriterien für eine bilaterale Zusammenarbeit entspricht?

e) Inwiefern ist vorgesehen, bedeutsame Entwicklungen in einem Land 
zu berücksichtigen, die zu einer Neubewertung bezüglich der Notwen-
digkeit einer Beendigung oder Neuaufnahme bilateraler Beziehung 
führen, wie beispielsweise die derzeitige Demokratisierungsbewegung 
im Sudan?

Es wird auf die Antwort zu Frage 10 verwiesen. Die regelmäßige Überprüfung 
der Länderauswahl und -zuordnung zu den einzelnen Länderkategorien ermög-
licht es, Entwicklungen in den einzelnen Ländern zu berücksichtigen. Im Fall 
von Sudan hat dies beispielsweise zu einer Aufnahme als Nexus- und Friedens-
partner geführt.

11. Bis wann sollen die Abwicklung der bilateralen Zusammenarbeit und der 
Abzug der Durchführungsorganisationen vor Ort erfolgen (bitte nach 
Land und Zeitpunkt auflisten)?

a) Wie wird die nachhaltige Fortführung der Themen der bilateralen Zu-
sammenarbeit sichergestellt?

Die Fragen 11 und 11a werden gemeinsam beantwortet.
Die bilaterale staatliche EZ wird verantwortungsvoll und unter Berücksichti-
gung von Nachhaltigkeitsaspekten auslaufen. Hierzu werden länderspezifische 
Pläne erarbeitet. Im Übrigen wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung 
verwiesen.

b) Welche Maßnahmen zur Arbeitsmarktintegration sind für die lokalen 
Mitarbeitenden der bilateralen Vorhaben vorgesehen?

Die nationalen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der bilateralen Vorhaben wer-
den im Hinblick auf eine Anschlussbeschäftigung von den betreffenden Durch-
führungsorganisationen unterstützt und beraten.

12. Werden die WZ-Referentinnen und WZ-Referenten an den deutschen 
Botschaften aus den Partnerländern, die aus der bilateralen Zusammenar-
beit herausfallen, abgezogen?

Ja. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 11 und 11a verwiesen.

13. Wie hoch war das Gesamtzusagevolumen in den Ländern, die aus der 
neuen Länderliste der bilateralen Zusammenarbeit fallen, in den vergan-
genen fünf Jahren (bitte nach Land, Jahr und Summe auflisten)?

Diese Daten sind bis einschließlich des Jahres 2018 in der OECD-Datenbank 
unter https://stats.oecd.org/qwids/ einsehbar.
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14. Welche Vorhaben wurden in welcher Höhe in den vergangenen fünf Jah-
ren in den Ländern, die aus der neuen Länderliste der bilateralen Zusam-
menarbeit herausfallen, finanziert (bitte nach Land, Vorhaben und Volu-
men auflisten)?

Diese Vorhaben sind als IATI-Projektdaten veröffentlicht und können auf der 
Seite des BMZ eingesehen werden (http://www.bmz.de/de/ministerium/zahlen_
fakten/transparenz-fuer-mehr-Wirksamkeit/iati/index.jsp).

a) Inwieweit ist eine Fortführung der Vorhaben durch andere bilaterale 
oder multilaterale Geber vorgesehen (bitte nach Vorhaben und Geber 
auflisten)?

b) Inwieweit ist eine Fortführung der thematischen Zusammenarbeit 
durch andere bilaterale oder multilaterale Geber vorgesehen (bitte 
nach Land, Thema und Geber auflisten)?

Die Fragen 14a und 14b werden gemeinsam beantwortet.
Es wird auf die Antworten zu Frage 6, 6a und 6b verwiesen.

15. Mit wie vielen und welchen am wenigsten entwickelten Ländern wurde 
die bilaterale staatliche Zusammenarbeit beendet, und wie viele sowie 
welche LDC kommen im Rahmen der neuen Länderliste neu hinzu?

Die bilaterale staatliche EZ wird mit neun Least Developed Countries (LDC) 
umgesteuert: Burundi, Guinea, Haiti, Laos, Liberia, Myanmar, Nepal, Sierra 
Leone und Timor-Leste. Diese Länder werden jedoch auch zukünftig im Rah-
men der europäischen und multilateralen Zusammenarbeit sowie durch die Zu-
sammenarbeit mit Zivilgesellschaft und Wirtschaft unterstützt. Als neues LDC 
wurde Sudan als Nexus- und Friedenspartner in die Liste der Partnerländer auf-
genommen. Der Anteil der LDC an der Gesamtzahl der Partnerländer der bila-
teralen staatlichen Entwicklungszusammenarbeit erhöht sich mit der neuen 
Länderliste des BMZ leicht von rund 39 Prozent auf rund 42 Prozent (bisher 33 
von 85 Partnerländern, in Zukunft 25 von 60 Partnerländern).

a) Wie hoch ist das jährliche absolute Zusagevolumen sowie das relative 
Zusagevolumen gemessen am Bruttonationaleinkommen (BNE) in 
LDC in den vergangenen fünf Jahren gewesen (bitte nach Jahren auf-
listen)?

Die Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland für LDC sind bis einschließlich 
des Jahres 2018 in der OECD-Datenbank unter https://stats.oecd.org/qwids/ 
einsehbar.

b) In welchem jährlichen finanziellen Umfang ist zukünftig geplant, die 
LDC zu unterstützen?

Der jährliche finanzielle Umfang ist das Ergebnis eines politischen und haus-
haltsrechtlichen Planungs- und Entscheidungsprozesses und steht unter dem 
Vorbehalt der Zustimmung des Deutschen Bundestags.
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c) Welche Schritte sind geplant, um das Ziel, 0,2 Prozent des BNE in 
LDC zu investieren, zu erreichen?

d) Inwiefern sieht die Bundesregierung die OECD-DAC-Peer-Review-
Empfehlung von 2015 Nummer 3.2 „Bei der Ausweitung des ODA-
Budgets sollte Deutschland der Erhöhung der Mittel für LDC Priorität 
einräumen, damit das Ziel, 0,20 % des BNE für solche Länder aufzu-
wenden, wie im EU-Kontext vereinbart, innerhalb des Zeitrahmens 
der 2030-Agenda erfüllt werden kann“ durch die neue Länderliste und 
das BMZ-Konzept 2030 berücksichtigt?

Die Fragen 15c und 15d werden gemeinsam beantwortet.
Die Bundesregierung hat mit dem 4. Aktionsprogramm der Vereinten Nationen 
(VN) für die LDC die Zielsetzung bestätigt, 0,15-0,20 Prozent des Bruttonatio-
naleinkommens für LDC aufzuwenden. Die EU hat sich verpflichtet, kollektiv 
das 0,15-Prozent-Ziel binnen kurzer Frist und das 0,20-Prozent-Ziel im Zeit-
raum der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung zu erreichen. Die hierfür 
erforderlichen Schritte sind Gegenstand der bevorstehenden politischen und 
haushalterischen Planungsprozesse.

16. Von welchen Institutionen, Organisationen, Stiftungen und Gebern hat 
die GIZ in den vergangenen fünf Jahren Ko-Finanzierungsbeiträge erhal-
ten (bitte nach Projekt, Sektor, Höhe auflisten)?

Im Zeitraum 2015 bis 2019 hat die Deutsche Gesellschaft für Internationale Zu-
sammenarbeit (GIZ) GmbH die in der Anlage aufgeführten Kofinanzierungs-
beiträge zu Aufträgen der Bundesregierung erhalten. Nicht berücksichtigt sind 
etwaige Rückerstattungen an Drittmittelgeber oder Mittelübertragungen auf an-
dere Maßnahmen.

a) Wie hoch sind die Ko-Finanzierungen, die aufgrund der veränderten 
Länderliste in den Ausstiegsländern nicht mehr erfolgen (bitte nach 
Land und Höhe aufführen)?

Die Bundesregierung beabsichtigt, durch Dritte kofinanzierte Maßnahmen wie 
beauftragt umzusetzen.

b) Wie wird zukünftig die Grundlage für den Eigenmittelanteil von Ko-
Finanzierungen sichergestellt?

Auch künftig ist für Kofinanzierungen erforderlich, dass der Drittmittelgeber 
eine Maßnahme der Bundesregierung mit zusätzlichen eigenen Mitteln unter-
stützt.

17. Nach welchen Kriterien wird einem Partnerland der bilateralen Zusam-
menarbeit „gute Regierungsführung“ bescheinigt, wie etwa im Falle von 
Ägypten, Kambodscha, Niger, Kamerun und Tansania, und welche Krite-
rien der „guten Regierungsführung“ haben etwa bei Bolivien, Liberia 
und Nepal zur Beendigung der bilateralen Zusammenarbeit geführt?

a) Welche konkreten Erfolge bei den relevanten Indikatoren (gute Re-
gierungsführung, Einhaltung von Menschenrechten, Kampf gegen 
Korruption) können die Länder Ägypten, Kambodscha, Niger und 
Tansania vorweisen, die die fortgesetzte direkte staatliche Zusam-
menarbeit begründen?

Die Fragen 17 und 17a werden gemeinsam beantwortet.
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Die Auswahl der Partnerländer wurde in Abwägung und unter Gewichtung al-
ler Auswahlkriterien getroffen. Im Übrigen wird auf die Antworten zu Frage 
10a und Frage 18 verwiesen.

b) Welche konkreten Kriterien haben bei den 25 Ländern, die aus der 
Länderliste gefallen sind, zur Beendigung der bilateralen Zusammen-
arbeit geführt (bitte jeweils nach Land auflisten)?

In Bezug auf die Auswahlkriterien wird auf die Antwort zu Frage 10a verwie-
sen. Folgendes Kriterium hat im jeweiligen Partnerland in der Abwägung aller 
Auswahlkriterien den Hauptausschlag für die Entscheidung gegeben, die bilate-
rale staatliche EZ auslaufen zu lassen:
• Kriterium „geringe Bedürftigkeit“: Armenien, Aserbaidschan, Costa Rica, 

Kasachstan, Mongolei und Sri Lanka.
• Kriterium „schlechte Regierungsführung“ verbunden mit einer fehlenden 

Perspektive für die Zusammenarbeit: Burundi, Myanmar (die bilaterale 
staatliche EZ wurde aufgrund der ungelösten Rohingya-Krise bis zur Rück-
kehr der Flüchtlinge nach Myanmar ausgesetzt).

• Kriterium „geringe Signifikanz der deutschen EZ“: Bolivien, Dominikani-
sche Republik, El Salvador, Guatemala, Guinea, Haiti, Honduras, Kirgistan, 
Kuba, Laos, Liberia, Nepal, Nicaragua, Paraguay, Philippinen, Sierra Leo-
ne, Tadschikistan, Timor Leste, Turkmenistan.

18. Wie soll der zukünftige Umgang mit autoritären Regimen gestaltet wer-
den?

a) Inwiefern ist ein verstärkter Fokus auf die Bereiche Rechtsstaatsför-
derung und Rechtsstaatlichkeit vorgesehen?

b) Nach welchen Kriterien wird in Zukunft entschieden, ob die bilatera-
le Zusammenarbeit mit einem bestimmten Land ggf. suspendiert 
werden soll?

c) Inwiefern sind verstärkte Vorgaben im Bereich der Korruptionsbe-
kämpfung vorgesehen?

Die Fragen 18a bis 18c werden gemeinsam beantwortet.
Die Bundesregierung bewertet regelmäßig die Regierungsführung einschließ-
lich der Menschenrechtslage und die diesbezügliche Reformbereitschaft in den 
Partnerländern der deutschen EZ. Die Ergebnisse sind Grundlage der Entschei-
dungen zur Aufnahme, Beendigung und Ausgestaltung der staatlichen Zusam-
menarbeit mit den Kooperationsländern. Negative Entwicklungen werden darü-
ber hinaus in den laufenden Programmen und im Politikdialog thematisiert und 
entsprechende Unterstützungsangebote unterbreitet.
Im Sinne des Prinzips „Fördern und Fordern“ baut die Bundesregierung das 
Portfolio im Bereich Rechtsstaatlichkeit und Antikorruption weiter aus. Darü-
ber hinaus wird eine strikte Verankerung durch das neue Qualitätsmerkmal 
„Antikorruption und Integrität“ sichergestellt. Der menschenrechtsbasierte An-
satz gilt für alle Kooperationsvorhaben und wird durch das neue Qualitätsmerk-
mal „Menschenrechte, Geschlechtergleichberechtigung, Inklusion“ abgesichert. 
Nach dem Leitprinzip des „Niemanden zurücklassen“ wird sich die Bundes-
regierung in Ländern mit autoritären Regimen unter anderem auch auf die Zu-
sammenarbeit mit nicht-staatlichen Trägern und Akteuren stützen, um der Be-
völkerung zu helfen.
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19. Inwieweit werden die Sondierungen mit Simbabwe für die Wiederauf-
nahme der bilateralen EZ durch die Festlegung der neuen Länderliste be-
einträchtigt?

Der Dialog ist nicht beeinträchtigt von den Festlegungen zur Länderliste.

20. Wie begründet sich die Zusammenarbeit mit Algerien als neuer bilatera-
ler Partner?

Die Bundesregierung arbeitet bereits seit vielen Jahren entwicklungspolitisch 
mit Algerien zusammen. Diese Zusammenarbeit will sie künftig ausbauen, um 
das Land bei der Bewältigung seiner entwicklungspolitischen Herausforderun-
gen und auf dem Weg zu einem möglichen politischen Wandel zu unterstützen.

21. Wie genau ist die Liste der Nexus- und Friedenspartner entstanden?

Fragile Situationen erfordern eigene, spezifische Herangehensweisen mit dem 
Ziel der Konfliktprävention, Stabilisierung und Friedenssicherung. In der Kate-
gorie „Nexus- und Friedenspartner“ arbeitet das BMZ an strukturellen Ursa-
chen von Konflikten und Fluchtbewegungen, trägt zur Stabilität bei und fördert 
Friedenspotenziale. Die Zusammenarbeit erfolgt mit der übergreifenden Ziel-
setzung „Krisenprävention und -bewältigung, Friedensförderung“.

a) Aus welchen Gründen sind beispielsweise Mali und Afghanistan bila-
terale Partner und nicht Friedenspartner?

Aufgrund des Umfangs und der Ausrichtung der Zusammenarbeit mit Mali und 
Afghanistan sind diese Länder bilaterale Partner.

b) Was verändert sich durch das neue „Label Nexus- und Friedenspart-
ner“ für die zehn Nexus- und Friedenspartnerländer?

Mit den Ländern dieser Kategorie kann zielgerichtet an der übergreifenden 
Zielsetzung Krisenprävention, Stabilisierung der Lebensgrundlagen, Konflikt-
bewältigung sowie Friedensförderung gearbeitet werden.

c) Inwieweit werden die Mitarbeitenden der bilateralen Zusammenarbeit 
auf die besonderen Herausforderungen in den Nexus-Ländern vorbe-
reitet?

Die Vorbereitung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf Posten in Ländern 
der Länderkategorie „Nexus- und Friedenspartner“ erfolgt angepasst an den je-
weiligen Länderkontext und an die Situation vor Ort.

22. In welchem Verhältnis steht das Konzept der Partnerschaft auf Augenhö-
he zu den verstärkten Forderungen etwa im Bereich der Korruption an 
die Partner als Voraussetzung für die Zusammenarbeit?

Die Bundesregierung ist offen für konstruktive, vorausschauende und nachhal-
tig wirkende Vorschläge und Forderungen der Partnerregierungen. Gleichzeitig 
vertritt die Bundesregierung ihre eigenen Interessen und Werte. Dazu gehört 
beispielsweise, dass die Bundesregierung von den Partnerregierungen mehr 
Anstrengungen im Kampf gegen Korruption einfordert.

Drucksache 19/20436 – 12 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode

Vorabfassung - w
ird durch die lektorierte Version ersetzt.



23. Wie definiert sich der Zusatz „gebunden an Erfolge“ bei den Reformpart-
nern?

a) Müssen Erfolge vorab erzielt werden, damit Tranchen ausgezahlt 
werden, und was heißt das für die anderen Partnerländer bezüglich 
etwaiger Erfolge?

Die Fragen 23 und 23a werden gemeinsam beantwortet.
Die Reformpartnerschaften basieren auf einer Reformagenda der Partnerregie-
rungen. Beim Einsatz des Instruments „Reformfinanzierung“ wird beispiels-
weise die Auszahlung von Tranchen an die Umsetzung dieser Reformschritte 
geknüpft.
In den Nicht-Reformpartnerländern werden die gemeinsamen Ziele zwischen 
der Partnerregierung und der Bundesregierung in einem laufenden politischen 
Dialog, z. B. in Regierungsverhandlungen, vereinbart und die Erreichung dieser 
Ziele regelmäßig überprüft.

b) Welche Risiken entfallen dadurch künftig auf die Reformpartner, und 
wie werden externe Faktoren, die die Ergebniserreichung beeinträchti-
gen können, gewertet?

Risiken bestehen für die Partnerregierungen, wenn externe Einflüsse und Aus-
nahmesituationen dazu führen, dass die Regierungen die vereinbarten Indikato-
ren nicht erfüllen können. In solchen Fällen prüft die Bundesregierung den Ein-
satz von angepassten Instrumenten, um die Partnerregierungen bei der Bewälti-
gung der Folgen flexibel und nachhaltig zu unterstützen. In der Corona-Krise 
erfolgt dies beispielsweise über Corona-Soforthilfen.

c) Inwieweit sollen weiterhin Sonderwirtschaftszonen in den Reformlän-
dern unterstützt werden (bitte nach Ländern auflisten), und wenn ja, 
wie passt das mit dem Ziel zusammen heimische Ressourcen und 
Steuereinnahmen zu fördern?

Eine nachhaltig gestaltete Entwicklung von Sonderwirtschaftszonen kann nach 
Einschätzung der Bundesregierung einen positiven Effekt auf die gesamtwirt-
schaftliche Situation in den Partnerländern haben und damit langfristig zur Er-
höhung der dortigen verfügbaren Ressourcen und Steuereinnahmen beitragen. 
Die Bundesregierung unterstützt die nachhaltige Entwicklung von Sonderwirt-
schaftszonen bzw. Industrieparks in folgenden Reformpartnerländern: Äthiopi-
en, Côte d’Ivoire, Marokko, Senegal und Tunesien. Im Rahmen der Sonderini-
tiative Ausbildung und Beschäftigung sollen auch weiterhin sogenannte Cluster 
gefördert werden. Je nach Bedarf und Wunsch der Partnerregierung kann dies 
auch zukünftig die nachhaltige Unterstützung von Industrieparks umfassen.

24. Inwiefern plant oder sieht die Bundesregierung die OECD-DAC Peer 
Review Empfehlung 2015 Nummer 5.3. „Um die Wirkung seiner Unter-
stützung der Zivilgesellschaft zu maximieren und die Transaktionskosten 
zu reduzieren, sollte das BMZ prüfen, wie anstatt kleiner Einzelprojekte 
mehrjährige Programme gefördert werden könnten“ umgesetzt?

Rund 80 Prozent der zivilgesellschaftlichen Förderung des BMZ wird bereits 
als „multi-year programme funding“ über zwei kirchliche Hilfswerke, sechs po-
litische Stiftungen und acht Sozialstrukturträger vergeben. Die über „Engage-
ment Global“ vergebenen Projektzuwendungen zielen demgegenüber wesent-
lich darauf ab, das Engagement der deutschen Bevölkerung für eine solidari-
sche EZ zu stärken.
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Die Förderung von Klein- und Kleinstprojekten ist somit der Heterogenität der 
zivilgesellschaftlichen Antragsteller geschuldet und entspricht dem gezielten 
strategischen Wunsch des BMZ, das zivilgesellschaftliche, entwicklungspoliti-
sche Engagement in der Breite zu unterstützen.

25. Welche sogenannte Paketgröße der Zusagen soll die verstärkte Umset-
zung der Entwicklungszusammenarbeit in Programmen haben?

Zusagen erfolgen abhängig vom jeweiligen Länderkontext und der themati-
schen Schwerpunktsetzung. Durch die Steigerung der Paketgrößen von Zusa-
gen und die verstärkte Umsetzung in kohärenten Programmen sollen die Signi-
fikanz und Wirksamkeit der bilateralen EZ weiter erhöht werden. Im Übrigen 
wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen.

26. Welche Neuerungen sieht das BMZ-2030-Konzept in Bezug auf integ-
rierte Länderrahmenplanungen intern im BMZ vor?

Die integrierte Rahmenplanung wird durch die integrierte Planung und Alloka-
tion (iPA) abgelöst. In der iPA werden die Titel der bilateralen EZ im Planungs-
prozess berücksichtigt und die Planungsverfahren synchronisiert. Die regionale 
und die thematische Perspektive werden weiter verzahnt, u. a. durch die Ein-
führung der Business-Pläne sowie die kontinuierliche Begleitung des Planungs-
prozesses durch ein abteilungsübergreifendes Gremium. Weitere Neuerungen 
im Planungsverfahren sind der Planungsgipfel als Auftakt zu Beginn der Pla-
nung und der Allokationsgipfel als Abschluss der Planung. Im Übrigen wird 
auf die Antwort zu Frage 35 verwiesen.

27. Welche Neuerungen sieht das BMZ-2030-Konzept in Bezug auf die in-
terministerielle und die ODA-Koordinierung vor?

Die internationale Zusammenarbeit der Bundesregierung erfolgt im engen Aus-
tausch der Ressorts. Im Weiteren wird auf die Antwort der Bundesregierung zu 
der Frage Nr. 41 der Großen Anfrage der Fraktion der FDP auf Bundestags-
drucksache 19/13251 sowie auf die Antwort der Bundesregierung zur Frage 14 
der Kleinen Anfrage der Fraktion der FDP auf Bundestagsdrucksache 19/18486 
verwiesen.

28. Inwiefern und mit welchen konkreten Schritten plant oder sieht die 
Bundesregierung die OECD DAC Peer Review Empfehlung von 2015 
Nummer 5.1: „Um die Vorhersehbarkeit seiner Programme und die stra-
tegische Planung zu verbessern, sollte das BMZ den Prozess zur Fertig-
stellung seiner Länderstrategien beschleunigen“ umgesetzt?

Seit dem OECD DAC Peer Review 2015 hat das BMZ seine Länderstrategien 
als zentrales Instrument der politisch-strategischen Steuerung weiterentwickelt. 
Konkrete Schritte beinhalten: Verzahnung der Länderstrategien mit der Verfah-
rensreform der technischen Zusammenarbeit (TZ) und finanziellen Zusammen-
arbeit (FZ), Straffung des Erstellungsprozesses, Förderung eines kohärenten 
Zusammenspiels der Aktivitäten aus unterschiedlichen Haushaltstiteln und ent-
sprechende Planung der TZ und FZ. Es ist Gegenstand der Umsetzung von 
BMZ 2030, Verfahren zur weiteren Verbesserung der Steuerungsfunktion der 
Länderstrategien zu entwickeln.
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29. Inwiefern und durch welche konkreten Maßnahmen sieht die Bundes-
regierung folgende Aussage des OECD-Prüfberichts „Es mangelt an 
Klarheit im Hinblick auf das Instrumentarium und die Umsetzung der 
Übergangsstrategie des BMZ, einschließlich der Sonderinitiativen. Da-
durch werden Deutschlands Möglichkeiten eingeschränkt, ganzheitliche 
Reaktionen auf anhaltende Krisen und Übergangssituationen systema-
tisch zu unterstützen“ (DAC-Prüfbericht Deutschland 2015, Seite 21) 
durch die BMZ-2030-Reform aufgegriffen?

Seit der Einführung der Sonderinitiativen 2014 und dem OECD DAC Peer Re-
view 2015 hat das BMZ kontinuierlich die Abstimmung der Kriseninstrumente 
innerhalb des BMZ und darüber hinaus auch mit dem Auswärtigen Amt verbes-
sert. In diesem Zusammenhang sei insbesondere auf das im Jahr 2019 einge-
führte Konzept der gemeinsamen Analyse und abgestimmter Planung (GAAP) 
verwiesen. Darüber hinaus hat das BMZ eine neue Strategie für strukturbilden-
de Übergangshilfen erarbeitet. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 21b 
verwiesen.

30. Inwiefern, und wenn ja, wodurch sieht die Bundesregierung die Empfeh-
lungen aus dem OECD-DAC-Prüfbericht über die deutsche Entwick-
lungszusammenarbeit durch die neue BMZ-2030-Strategie konkret um-
gesetzt in Bezug auf die Empfehlung 1.1: „Bei der Aktualisierung der 
nationalen Nachhaltigkeitsstrategie sollte Deutschland einigen Bereichen 
der nationalen oder auswärtigen Politik Priorität einräumen, in denen das 
Land Inkohärenzen entgegenwirken oder eine größere Kohärenz im Hin-
blick auf den Entwicklungsnutzen erreichen kann. Es ist erforderlich, die 
Fortschritte in Bezug auf kohärentere Politikmaßnamen zu überwachen?“

Die Bundesregierung sieht die Empfehlung als umgesetzt an. Die im Januar 
2017 vom Bundeskabinett verabschiedete Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie 
(DNS) ist das zentrale politische Instrument zur Umsetzung der Agenda 2030 
für Deutschland. Deutschland setzt die Agenda 2030 in der Fassung der DNS 
von Januar 2017 und in der Aktualisierung von November 2018 um. Derzeit 
wird die DNS umfassend überarbeitet.
Zur Stärkung der Politikkohärenz im Sinne nachhaltiger Entwicklung hat die 
Bundesregierung darüber hinaus mehrere ressortübergreifende Formate und In-
strumente eingeführt. Dazu zählen beispielsweise der Staatssekretärsausschuss 
für nachhaltige Entwicklung sowie die Benennung eines Beauftragten für nach-
haltige Entwicklung durch jedes Ressort.

31. Welche Kosten veranschlagt das BMZ zur Umsetzung der Reform von 
BMZ 2030?

Die Umsetzung der BMZ 2030-Reformen erfolgt innerhalb der ministeriellen 
Arbeit.

32. Inwieweit und bei welchen Titeln und Stellen wird es Mehrausgaben und 
Einsparungen im BMZ-Haushalt durch die BMZ-2030-Reform geben?

Es wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen.
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33. Wie wirkt sich die BMZ-2030-Reform organisatorisch auf die Struktur 
des BMZ aus, welche Organisationseinheiten kommen hinzu, welche fal-
len weg, welche werden ausgebaut, und welche reduziert?

Soll neues Personal eingestellt werden, und falls ja, in welchen Berei-
chen und zu welchen Konditionen sowie mit welchen Voraussetzungen?

Das BMZ wird in den nächsten Monaten seine organisatorischen Strukturen an-
passen, um die Reformschritte von BMZ 2030 nachhaltig im Haus zu veran-
kern. Dazu wird eine eigenständige Grundsatzabteilung („Grundsätze; Daten 
und Wirksamkeit“) eingerichtet, in der die Grundsatzreferate ebenso wie die 
Referate mit Zuständigkeiten im Bereich Daten, Statistik und Wirksamkeit ge-
bündelt werden. In Abteilung 1 wird eine neue Unterabteilung „Globale Ge-
sundheit, Pandemieprävention und One Health“ aufgebaut. Hierdurch verstärkt 
das BMZ seinen Fokus auf das Thema Gesundheit/One Health in Folge der 
Corona-Pandemie. Als Resultat der Länderkonzentration im Rahmen von BMZ 
2030 werden die Referatszuschnitte insbesondere in den Regionen Asien und 
Lateinamerika angepasst. Die multilaterale Entwicklungspolitik wird künftig in 
Abteilung 4 („Internationale Entwicklungspolitik, Agenda 2030, Klima“) inte-
griert. Die Themen Klima, Energie und Umwelt werden künftig in einer Unter-
abteilung gebündelt (UA 42 „Klima und Energie, Nachhaltige Stadtentwick-
lung, Umwelt“). Im Übrigen wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung 
verwiesen.

34. Welche Sektorvorhaben sollen im Rahmen „BMZ 2030“ abgeschafft 
werden?

Es wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen.

35. Welchen Mehrwert verspricht sich die Bundesregierung von dem Ansatz, 
dass die Planung und das Management der EZ-Vorhaben mit der BMZ-
Reform 2030 auf neu eingeführte Businesspläne umgestellt werden soll, 
und wie soll er frühere Planungs- und Managementansätze der EZ kon-
kret verbessern?

Die Einführung der Business-Pläne ist eine Neuerung der eingeführten inte-
grierten Planung und Allokation. Die Business-Pläne sollen strategische Ziele 
in konkrete Ansätze überführen. Sie werden im engen Austausch zwischen 
Sektor- und Regionalbereich entwickelt und sind daher ein Element der Verzah-
nung beider Perspektiven. Sie betrachten alle Titel der bilateralen staatlichen 
EZ. Daher ermöglichen sie eine titelübergreifende und noch kohärentere Be-
trachtung, Bewertung und Steuerung der Mittel und Instrumente des BMZ in-
nerhalb eines integrierten Planungsverfahrens.

36. Wie plant das BMZ, die Umsetzung von BMZ 2030 zu monitoren und 
dessen Wirkungen zu evaluieren?

Gibt es eine unterlegte Wirkungsmatrix mit Indikatoren zur Umsetzung 
der Reform und einen Zeitplan?

Soll dafür ggf. auch das Deutsche Evaluierungsinstitut der Entwicklungs-
zusammenarbeit (DEval) einbezogen werden?

Die Umsetzung von BMZ 2030 erfolgt im Rahmen eines strukturierten Prozes-
ses. Vier Umsetzungsteams setzen die verschiedenen Reformpakete schrittwei-
se um und orientieren sich dabei an Umsetzungsmatrizen, die mit Zeitplänen 
hinterlegt sind.
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37. Wie wurden die Kernthemen mit der Zivilgesellschaft und den Regierun-
gen der Partnerländer abgestimmt?

Mit der neuen Themenliste definiert das BMZ sein thematisches Profil neu und 
formuliert damit ein Angebot an seine Partnerländer. Im Dialog mit den Part-
nerländern werden je nach Interesse und Bedarf des Partners Kernthemen aus-
gewählt, die in den Ländern umgesetzt werden. Dabei kann an bereits existie-
rende Vorhaben angeknüpft werden. Im Übrigen wird auf die Vorbemerkung 
der Bundesregierung verwiesen.

38. Wie sehen die strategische Planung und finanzielle Unterlegung der 
Kernthemen aus?

Inwiefern sind hierzu neue Zielgrößen bzw. ist eine Umstrukturierung 
der Zielgrößen geplant?

Es wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen.

39. In welchem finanziellen Umfang sollen die Kernthemen für den komm-
enden Haushalt unterstützt werden, und in welchem finanziellen Umfang 
wurden die Kernthemen in den vergangenen fünf Jahren unterstützt (bitte 
jeweils nach Kernthema, Jahr und finanziellem Umfang auflisten)?

40. In welchen Ländern wurden die Kernthemen in den vergangenen fünf 
Jahren umgesetzt, und in welchen Ländern ist in Planung, Kernthemen 
umzusetzen (bitte nach Land und Kernthema auflisten)?

41. In welchem finanziellen Umfang sollen die Initiativthemen für den 
kommenden Haushalt unterstützt werden, und in welchem finanziellen 
Umfang wurden die Initiativthemen in den vergangenen fünf Jahren un-
terstützt (bitte jeweils nach Initiativethema, Jahr und finanziellem Um-
fang auflisten)?

42. In welchen Ländern wurden die Initiativthemen in den vergangenen fünf 
Jahren umgesetzt, und in welchen Ländern ist in Planung, Initiativthe-
men umzusetzen (bitte nach Land und Initiativethema auflisten)?

Die Frage 39, 40, 41 und 42 werden gemeinsam beantwortet.
Es wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen.

43. Inwieweit wird künftig die bisherige Praxis vermieden, Mittel aus den 
Sonderinitiativen über die Vereinbarungen der bilateralen Regierungsver-
handlungen hinaus zu vergeben?

Zukünftig wird bei Regierungsverhandlungen das entwicklungspolitische En-
gagement des BMZ einschließlich der Sonderinitiativen systematisch gebün-
delt.
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44. Inwiefern ist die Resilienz-Förderung angesichts der Klimakrise Teil des 
Kernthemas „Klima“?

Inwiefern wird der besonderen Situation von Personen in Ländern des 
Globalen Südens Rechnung getragen, die im Kontext der Klimakrise ver-
trieben werden?

Das Aktionsfeld „Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel“ als Teil 
des Kernthemas „Verantwortung für unseren Planeten – Klima und Energie“ 
enthält Anpassung und Resilienz.

45. Welche gesundheitsbezogenen Bereiche werden weiterhin bilateral abge-
wickelt?

46. Welche gesundheitsbezogenen Bereiche werden zukünftig ausschließlich 
multilateral abgewickelt?

a) Welche multilateralen Organisationen werden zukünftig die Finan-
zierung der abgewickelten bilateralen gesundheitsbezogenen Maß-
nahmen erhalten?

Die Fragen 45, 46 und 46a werden gemeinsam beantwortet.
In Reaktion auf die COVID-19-Pandemie hat das BMZ seine Ausrichtung im 
Gesundheitsbereich angepasst. Kernanliegen des BMZ ist die Stärkung von Ge-
sundheitssystemen als Voraussetzung für eine gute Gesundheitsversorgung für 
alle Menschen. Das BMZ hat sich daher zu einer Fortsetzung des Engagements 
auch über bilaterale Vorhaben mit Fokus auf Gesundheitssystemstärkung, Pan-
demieprävention, soziale Absicherung im Krankheitsfall und sexuelle und re-
produktive Gesundheit bekannt.

b) Wie wird der Kapazitätsaufbau der multilateralen Organisationen be-
gleitet?

Beim Thema Gesundheit setzt sich das BMZ auf multilateraler Ebene insbeson-
dere für mehr Unterstützung von und Investitionen in die Gesundheitssystem-
stärkung und eine entsprechende Stärkung der diesbezüglichen Kapazitäten ein. 
Damit multilaterale Organisationen im Gesundheitsbereich effektiver und trans-
parenter kooperieren, hat die Bundesregierung die Entwicklung des globalen 
Aktionsplans „Global Action Plan for Healthy Lives and Well-being for All“ 
mitinitiiert. Neben der finanziellen Unterstützung begleitet die Bundesregie-
rung den Kapazitätsaufbau der geförderten multilateralen Organisationen auch 
über Mitwirkung in den relevanten Gremien und über Abordnungen an multila-
terale Organisationen

c) Inwieweit wurde geprüft, ob die multilateralen Akteure die zusätzli-
chen Mittel absorbieren können?

Die Bundesregierung erhält durch ihre Mitgliedschaft u. a. in Steuerungsgremi-
en multilateraler Organisationen Informationen über deren Absorbtionsfähig-
keit und steht dazu in regelmäßigem Austausch mit den betroffenen Organisati-
onen, unter anderem durch Teilnahme an Sitzungen (z. B. Abstimmungsprozes-
se unter den relevanten Gebern) und bilateralen Gesprächen.
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47. Wie begründet sich die Entscheidung, dass im Rahmen der bilateralen 
Entwicklungszusammenarbeit keine Zusammenarbeit mehr im Bereich 
Grundbildung stattfinden soll?

Um die Wirksamkeit zu erhöhen, soll Grundbildung zukünftig statt über die bi-
laterale staatliche EZ vor allem multilateral gefördert werden. Hierfür stehen 
zum Beispiel die „Global Partnership for Education“ und der „Education Can-
not Wait“- Fonds zur Verfügung, die im Grundbildungsbereich über ein hohes 
Maß an Expertise und Umsetzungserfahrung verfügen. Diese Organisationen 
weisen daher einen großen Hebel, hohe Breitenwirksamkeit und damit einen 
komparativen Vorteil bei der Bearbeitung des Themas auf.

a) In welchem finanziellen Umfang wurden Vorhaben in den vergange-
nen fünf Jahren im bilateralen Bereich Grundbildung jährlich veraus-
gabt (bitte nach Jahren auflisten)?

b) In welchem finanziellen Umfang wurden Vorhaben in den vergange-
nen fünf Jahren im multilateralen Bereich Grundbildung jährlich ver-
ausgabt (bitte nach Jahren auflisten)?

Die Fragen 47a und 47b werden gemeinsam beantwortet. Die Ausgaben der 
Bundesrepublik Deutschland für die genannten Bildungsbereiche sind nach den 
erfragten Förderbereichen und Empfängerstaaten bis einschließlich des Jahres 
2018 in der OECD-Datenbank unter https://stats.oecd.org/ einsehbar. Den Be-
reich der deutschen EZ-Grundbildungsausgaben finden sich unter https://stats.o
ecd.org/Index.aspx?DataSetCode=CRS1#.

c) Sollen die bilateralen Mittel aus dem Bereich Grundbildung im glei-
chen Umfang der multilateralen Zusammenarbeit zur Verfügung ge-
stellt werden?

Wenn nein, in welchem Umfang sind Zusagen für den multilateralen 
Bereich Grundbildung geplant?

Es wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen.

d) Inwieweit wurde sich mit anderen internationalen Gebern abgespro-
chen, um die entstandene Lücke im Grundbildungsbereich zu schlie-
ßen?

Es wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen.

e) Wie ist die Ausphasierung im Grundbildungsbereich vorgesehen?

Es wird auf die Antwort zu Frage 11a verwiesen.

f) Ist für die geplante Mädchenbildungsinitiative bilaterale oder multila-
terale Zusammenarbeit vorgesehen?

Es wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen.
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48. Wie begründet die Bundesregierung, das Thema Geschlechtergerechtig-
keit als Querschnittsthema verankern zu wollen, und wie versteht die 
Bundesregierung Geschlechtergerechtigkeit?

Für die deutsche EZ ist die Gleichberechtigung der Geschlechter explizites Ziel 
sowie handlungsleitendes Prinzip.

a) Inwiefern und mit welcher Zielmarke sollen perspektivisch Vorhaben 
mit dem Hauptziel Geschlechtergerechtigkeit gefördert werden?

Es wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen.

b) Inwiefern wird das BMZ dafür sorgen, dass Geschlechtergerechtigkeit 
aufgrund der neuen Einstufung als Querschnittsthema nicht übersehen 
und vernachlässigt wird?

Die deutsche EZ verfolgt einen dreigleisigen Ansatz, der im BMZ-Gleichbe-
rechtigungskonzept festgelegt ist. Dieser besteht aus Gender Mainstreaming, 
dem Ansprechen der Gleichberechtigung der Geschlechter und Frauenrechte im 
bi- und multilateralen Politikdialog und der gezielten Unterstützung von Pro-
jekten zur Beseitigung von Diskriminierungen und Förderung von Frauenrech-
ten.

c) Inwiefern wird die Überschneidung der Gender-Dimension mit ande-
ren Marginalisierungsachsen mitgedacht und dieser Rechnungen getra-
gen?

Eine Geschlechterorientierung in der Entwicklungspolitik bedeutet, dass alle 
Ebenen eines gesellschaftlichen Gefüges einbezogen und die Zielgruppen bzw. 
beteiligten Akteure der Maßnahmen differenziert betrachtet werden. So werden 
auch andere Formen der Diskriminierung berücksichtigt.

49. Wie begründet sich im Rahmen der Strukturreform „BMZ 2030“ das 
Fehlen einer konkreten Bezugnahme auf die Umsetzung von Kinderrech-
ten, wenn doch teilweise über 50 Prozent der Betroffenen in Entwick-
lungsländern minderjährig sind?

Kinderrechte sind Leitprinzipien der deutschen Entwicklungspolitik und sind 
als solche im „Leitfaden zur Berücksichtigung von menschenrechtlichen Stan-
dards und Prinzipien, einschl. Gender, bei der Erstellung von Programmvor-
schlägen der deutschen staatlichen Technischen und Finanziellen Zusammenar-
beit“ (2013) des BMZ verankert. Menschenrechte wurden mit BMZ 2030 als 
Qualitätsmerkmal festgelegt und stellen ein Gütesiegel für eine werteorientier-
te, nachhaltige und zukunftsorientierte entwicklungspolitische Zusammenarbeit 
dar. Die Rechte von Kindern und Jugendlichen sind inbegriffen und werden 
durchgängig bei allen Maßnahmen in Anlehnung an die Kinderrechtskonventi-
on der Vereinten Nationen, die Nachhaltigkeitsziele der Agenda 2030 und dem 
dort verankerten Leitprinzip „Niemanden zurücklassen“ berücksichtigt.
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50. Welchen Anteil an dem Aktionsfeld „Flucht und Migration“ wird zu-
künftig der Aus- und Aufbau von Grenzmanagementmaßnahmen und die 
Ausbildung und Ausrüstung von Sicherheitskräften haben?

a) In welchen Partnerländern ist die Bundesregierung zum Aktionsfeld 
„Flucht und Migration“ aktiv?

Die Fragen 50 und 50a werden gemeinsam beantwortet. Es wird auf die Vorbe-
merkung der Bundesregierung verwiesen.

b) Inwieweit setzt die Bundesregierung im Bereich Migration und Rück-
kehr sowohl auf positive als auch negative Anreize?

Wenn ja, welche Anreize unter Einbeziehung welcher Politikbereiche 
hat die Bundesregierung in den vergangenen fünf Jahren angewendet 
(bitte nach Land, Jahr und Maßnahme auflisten)?

Eine nachhaltige Migrationspolitik kann nur gelingen, wenn sie partnerschaft-
lich ausgerichtet ist. Die Rückübernahme ist eine völkerrechtliche Verpflich-
tung, die für alle Herkunftsstaaten gilt. Bei der konkreten Umsetzung verfolgt 
die Bundesregierung gegenüber allen relevanten Herkunftsländern einen res-
sortkohärenten Ansatz einschließlich der Anwendung von angemessenen He-
beln und keinen schematischen Ansatz. Der in Art. 25 a Visakodex, Verordnung 
(EG) Nr. 810/2009 (in Kraft getreten am 02.02.2020) verankerte EU-Visahebel 
als ein wichtiger Baustein dieses kohärenten Ansatzes verknüpft die Erteilungs-
praxis für Schengen-Visa mit der Rückkehrpolitik. Die Regelung des EU-
Visahebels sieht positive wie negative Anreize vor.
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